Wahrheit » Klarheit » Offenheit 


3618 - 36. Jahrgang - Februar 2004 


Mehr Geld 
für Abgeordnete 


»Die Bundestagsabgeord- 
neten bekommen mehr Geld 
für Büromaterial und für die 
Beschäftigung von Mitarbei- 
tern: 
Für Bürobedarf sind es nun 
jährlich 7.500,00 statt bisher 
6.300,00 Euro. 
Die monatliche Pauschale für 
die Beschäftigung von Mitar- 
beitern soll vom 1. April von 
8.979,00 auf 9.729,00 Euro 
erhöht werden. Gründe seien 
u.a. Tariferhöhungen.« 

(dpa, Berlin, 27.1.2004) 


Auf der einen Seite Arztgebüh- 
ren, Arzneimittelverteuerung, 
Abzüge und Steuern von 
vorsorglich Erspartem, Studi- 
engebühren und Rentenklau, 
Arbeitszeitverlängerungen und 
Lohnkürzungen, Urlaubs- und 
Weihnachtsgeldstreichun- 
gen, weil sonst die Betriebe 
nach Polen oder Tschechien 
abwandern. Und dann Entlas- 
sungswellen, wenn die Werke 
anschließend trotzdem »aus- 
gelagert« oder an internationa- 
le Multis verkauft werden. 

Auf der anderen Seite schämen 
sich die Verantwortlichen für 
diese ganze Misere nicht, sich 
so nebenbei zu den bisherigen 
zusammengerechnet schon 
9.504,00 TEURO im Monat 
ohne Abrechnungspflicht eben 
mal so 850,00 TEURO mehr zu 
genehmigen, womit die Pau- 
schale ohne Abrechnung und 
Beleg auf satte 10.354 TEURO 
im Monat steigt. 


Noch Fragen, liebe Leser? 
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Schröders jüngste Afrikareise 
hat die deutschen Steuerzah- 
ler wieder einige hundert Mil- 
lionen Euro ärmer gemacht. 


Der Kommissionspräsident 
der Afrikanischen Union (AU), 
Alpha Konari, schenkte ihm 
beim Besuch in Äthiopien 
dafür sinnigerweise ein Schaf 
namens »Sammy«. Als ob die 
in der BRD Regierenden da- 
von nicht genug hätten ... 


Erfolg der Empörung 
Praxisgebühr nun 
auch für MdBs S. 2 


MdB Hohmann: 
Die Rede S. 5-8 


Wir haben es satt! Sag 


1,5 Millionen Euro 
für Rotarmisten-Denkmal S. 12 
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Das offene Wort 


Der Beweis: Nur öffent- 
liche Empörung kann die 
Selbstbediener stoppen! 


Am 8. Januar erfuhren wir von einem 
Brief an den Bundestagspräsidenten 
Thierse, mit dem ein einziger (!!!) von 
603 Bundestagsabgeordneten gegen 
eine weithin unbekannte Beihilfe- 
Verordnung protestierte, nach der die 
Bundestagsabgeordneten für Arztbe- 
suche jährlich pauschal nur 20 Euro zu 
zahlen haben. 


Am 9. Januar hatten wir den Brief in 
den Händen, wollten aber die Schlag- 
zeilen und Titelseiten der Massenme- 
dien abwarten. 


Da sich aber außer einigen Zeilen im 
Kleingedruckten nichts tat, veröffent- 
lichten wir diesen ebenso unsäglichen 
wie bezeichnenden Skandal am 10.1. 
im Weltnetz und anschließend in den 
UN und in einigen -zigtausend Flug- 
blättern. 


Wie wir erfuhren, ging daraufhin bei 
der Regierung und bei den Damen 
und Herren Volksvertretern eine Flut 
von Protesten ein, in denen mit Partei- 
austritt und Wahlverweigerung gedroht 
wurde. Volkes Stimme war dabei nicht 
zimperlich, wie wir aus Kopien wissen, 
die uns geschickt wurden. 


Am 27.1.2004 meldete dann die 
Nachrichtenagentur dpa: 


»Für Arzt- und Zahnarztbesuche 
müssen nun auch die Bundestags- 
abgeordneten je 10 Euro pro Quar- 
tal Praxisgebühr zahlen. Die Beihil- 
ferichtlinie werde in den nächsten 
Tagen rückwirkend zum 1. Januar in 
Kraft treten, sagte der Sprecher des 
Innenministeriums.« 


Ein kleiner Erfolg also. Nur ist 
das Problem damit nicht gelöst: 
Das Problem sind nicht die paar Euro 
Einsparung für die Staatskasse. Das 
Problem ist die Geistes- und Charakt- 
erhaltung der 602 Volksvertreter, die 
dem gemeinen Volk diese Gebühr ver- 
ordneten, aber kein Sterbenswörtchen 
dazu verloren, daß sie selbst davon 
ausgenommen geblieben wären, wenn 
wir nicht für öffentliche Empörung ge- 
sorgt hätten. Dieses Problem ist aber 
leider weiterhin ungelöst. 


Sabine Möller 
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Die Dummen sterben offenbar nicht aus: 


50 Prozent 


"TI 


„. DIE ERDE 
IST EINE 
SCHEIBE... 


wollen CDU wählen 


=, DIE: tanic 
1 
UNSINKBAR... 


„. DIE STEUERZAHLER 
WERDEN UM 10 MRD 
EURO ENTLASTET.,, 


(Karikatur aus der WAZ, 28.1.2004. Waldemar Manzel: Große Fehlaussagen) J 


ESANA 


... und viele glaubten und glauben an solche Behauptungen! 


Jeder Zweite Wähler 
will CDU wählen 


(ap) 28.1.2004: »Wenn am Sonn- 
tag Bundestagswahl wäre, wür- 
den 50 % (+1) die CDU wählen. 
Die SPD hingegen liegt im histo- 
rischen Umfragetief von 24 % 
(-2). Auch die Grünen verlieren 
und kommen auf 9 % (-1). FDP 
und PDS legen um einen Punkt 
zu und kommen auf rund 8 % 
und 5 %.« 


Auch Sprichworte können 
manchmal irren: »Nur die aller- 
dümmsten Kälber wählen ihre 
Metzger selber« ist solch ein 
Spruch, der von der Wirklichkeit 
in der BRD widerlegt wird: Die 
Hälfte der Wähler will nach sechs 
Murksjahren nun wieder die CDU 
wählen. 


Ist denn alles vergessen, was 
diese CDU uns eingebrockt hat? 
Die vertrackten EU-Verträge, die 
uns seit den 80er Jahren jährlich 
20-30 Milliarden DM kosteten (in- 
zwischen 22 Milliarden TEURO)? 
Die Aufgabe der DM und der 
nationalen Selbstbestimmung? 
Die über 100 Milliarden DM Wie- 
dergutmachung? Die höchsten 
Zuwanderungszahlen Anfang 
der 90er Jahre (bis zu 500.000 


SPIEGEL DER ZEIT 


Asylbewerber pro Jahr)? Den 
steten Anstieg der Abtreibungen 
und die sträfliche Unterlassung 
einer kinderfreundlichen Fami- 
lienpolitik trotz Geburtenknick? 
Die Wählertäuschungen von Kohl 
(»Die Bundesrepublik ist kein Ein- 
wanderungsland und wird auch 
keines werden!«) bis zu Blüm 
(»Deine Rente ist sicher!«), - alles 
vergeben und die jüngste Irak- 
Kriegswilligkeit der Merkel-CDU 
vergessen? 


»Ich habe lange gezögert, 
anzunehmen, daß unser Par- 
teiensystem am Ende ist, aber 
die Republik ist sterbenskrank« 
stellt Prof. Arnulf Baring It. WamS 
vom 1.2.2004 fest. Aber er habe 
die Hoffnung, daß am Ende doch 
noch ein Ruck durch Deutsch- 
land gehe und »die Bürger ihr 
Geschick in die eigene Hand 
nehmen.« 


ZUM WEINEN 


»Die Bedrohung durch Saddam 
und seine Massenvernichtungs- 
waffen ist nicht fiktiv, sondern 


real.« 


So die CDU-Chefin Merkel 2003. 
Auf eine Anfrage am 3.2.2004 
wollte ihr Büro dazu keine Stellung 
nehmen. (Abendzeitung, 4.2.2004) 
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Es brodelt im Volk 


Selbst bei den staatstragenden »Liberalen« gärt es an der Basis, 
wie der Beitrag beweist, der in der Mitgliederzeitung der FDP in 
Nürnberg im Januar erschien und den wir hier auszugsweise 


abdrucken: 


»Der Fisch fängt am Kopf zu stinken an« 


Nürnberg 


Januar 
2004 


Liberal 


Die Zeitung für Mitglieder un alle, die es werden sollten 


Mitgiederzeitung des FDP Kreisverbandes Nümberg 


Liebe Parteifreundinnen und Parteifreunde, 


ich wünsche Ihnen ein erfolgreiches, glücklich 
es Jahr. 


In dieser Ausgabe finden Si 
von Dr. Christoph Eipper a 
Eimer aus der Dezemberausg 


»Nicht nur ein Fisch, sondern auch 
eine zu faulen beginnende Staats- 
form fängt am Kopf an zu stinken. 
Die französische Revolution war 
nur die logische Konsequenz auf 
einen extremen Absolutismus mit 
dem bezeichnenden Ausspruch 
Ludwig XIV., „Der Staat bin ich!“ 
Das Volk darbte und der Adel und 
der Monarch lebten in Saus und 
Braus. Die Herrscher empfan- 
den dabei noch nicht einmal ein 
Unrechtsbewußtsein und hatten 
wegen ihres übertriebenen Auf- 
wandes auch keinerlei schlechtes 
Gewissen. 


Was soll dieser Gedankliche 
Ausflug in die Geschichte, wird 
sich mancher fragen. Wir haben 
den Absolutismus doch längst 
überwunden, sogar die Monarchie 
abgeschafft und leben nun in einer 
Demokratie, bei der alle Gewalt 
vom Volke ausgeht. 


Richtig, so steht es in der Ver- 
fassung, aber stimmt das denn 
wirklich? 


Hinweis der UN: 


Richtig müßte es heißen: »So 
steht es im Grundgesetz für die 
Bundesrepublik Deutschland, 
das uns unter Aufsicht der Alli- 
ierten gegeben wurde«. 


e den Beitrag „Ozonloch im Schulbuch, | : 
Is Antwort auf den Beitrag von Norbert 
abe von Nürnberg Liberal. 


H Ausgabe 


es und gesundes neu- | ; 


; Ozonloch im Schulbuch? 
i Dr. Christoph Eipper S.2 


Í Der Maulkorb 
i Dr. Wolfgang \Weyell S. 4 


Sicher, wir dürfen alle vier Jahre 
wählen, aber die Auswahlmög- 
lichkeit ist dabei praktisch auf die 
vier bis fünf Parteien des Bun- 
destages beschränkt. Die Macht 
selbst hat in einer repräsentativen 
Demokratie eben nicht das Volk, 
sondern die Repräsentanten, also 
die sogenannten Volksvertreter. 
Und da gibt es doch erstaunliche 
Parallelen zu absolutistischen 
Staatsformen — übrigens nicht 
nur in unserer Bundesrepublik 
Deutschland, sondern in fast allen 
westlichen Demokratien. 


e Was ist das für ein Staat, der 
wegen der seit Jahrzehnten per- 
manent leeren Kassen ständig 
einen riesigen Schuldenberg vor 
sich herschiebt, sich aber gleich- 
zeitig den Luxus von nicht weniger 
als 16 Bundesländern leistet, alle 
ausgestattet mit eigenen Parla- 
menten, eigenen Ministerien etc., 
obwohl sieben bis acht Länder zur 
Aufrechterhaltung des föderalen 
Systems durchaus völlig genügen 
würden? 


Diesen überflüssigen Luxus 
leistet man sich nur, weil damit 
zu Lasten der Steuerzahler unter 
der Politiker-Kaste mehr lukrative 
Posten (Abgeordnete, Staatsmi- 
nister, Ministerpräsidenten usw.) 
vergeben werden können. 
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Da besteht offensichtlich partei- 
übergreifender Konsens, und der 
Bürger hat keine Möglichkeit, die- 
se öffentliche Verschwendung von 
Steuergeldern zu stoppen. 


e Was ist das für ein Staat, in dem 
die Mächtigen, sprich Parlamen- 
tarier, sich nicht nur ihre Bezüge 
selbst festsetzen können (seit 
Jahrzehnten kündigen Spitzen- 
politiker aller Parteien großkotzig 
an, dies ändern zu wollen, aber 
geschehen ist überhaupt nichts), 
sondern sich auch noch so hohe 
Aufwandspauschalen zubilligen, 
daß diese zum Teil steuerfreie 
Zusatz-Diäten darstellen? 


e Was ist das für ein Staat, in dem 
Minister und Abgeordnete schon 
nach einer einzigen Amtsperiode 
von vier Jahren bereits mit 55 
Jahren, also 10 Jahre (und wenn 
die Anhebung des Rentenalters 
für Normalsterbliche auf 67 Jahre 
erhöht wird, gar 12 Jahre!) früher 
und damit auch um diese Zeit- 
spanne länger als Normal-Rentner 
ihre Ruhegelder bekommen? 


Eine einzige Legislaturperiode 
von vier Jahren genügt, um den 
Lebensabend sehr gut und sor- 
genfrei abgesichert zu haben. 
Dazu hat man noch die schönsten 
Aussichten, dieses Altersruhegeld 
erheblich aufzubessern, wenn 
man mehrere Legislaturperioden 
übersteht. Vergleichbares ist in 
der freien Wirtschaft nur bei den 
wenigen Top-Managern zu erzie- 
len. 


e Was sind das für Abgeordnete, 

die jetzt diese Überversorgung auf 
öffentlichen Druck hin zugeben, 
aber deswegen nicht etwa (wie 
man erwarten könnte) zu einem 
echten Verzicht bereit sind, son- 
dern lediglich vorschlagen, die 
Diäten entsprechend anzuheben, 
damit dann die Abgeordneten 
selbst für ihre Alterssicherung 
sorgen könnten? Für wie blöd hält 
man eigentlich die Bürger? 


e Was ist das für ein Staat, in 

dem die Ruhestandsbezüge eines 
Ministers Eichel so hoch sind, 
daß vergleichsweise der Durch- 
schnittsbürger dafür 250 Jahre 
lang arbeiten müßte? 


AUF ZU WIRKLICHEN REFORMEN! 
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e Was ist das für ein Staat, in 
dem „ungetreue“ Abgeordnete 
ohne Maßregelung die für Dienst- 
flüge angefallenen Bonusmeilen 
privat verwenden können und nur 
deshalb nicht strafrechtlich wegen 
Unterschlagung zur Verantwortung 
gezogen werden können, weil for- 
mal diese Bonusmeilen nicht, wie 
man bei einer sauberen Trennung 
hätte erwarten dürfen, gleich dem 
Parlament gutgeschrieben wur- 
den, sondern dem betreffenden 
Abgeordneten, und daher nach 
Aufdeckung der Mißbräuche nur 
ein zivilrechtlicher Rückzahlungs- 
anspruch des Staates bestand? 


e Was ist das für ein Staat, in dem 
die Aufsichtsräte von Aktiengesell- 
schaften mit den von ihnen zu kon- 
trollierenden Vorständen gemein- 
same Sache machen und deren 
Bezüge um sage und schreibe bis 
zu 80 % anhoben, ohne daß deren 
Manager-Leistung sich dabei auch 
nur um ein Jota verbessert hätte 
- und selbst für deren offensicht- 
liches Mißmanagement auch noch 
fürstliche Abfindungen bewilligen, 
anstatt solche „Flaschen“ in Re- 
greß zu nehmen? 


e Was ist das für ein Staat, in 
dem übermächtige Lobbys durch 
die Vergabe von gut dotierten 
Aufsichtsrats- und Beiratsposten, 
Beraterverträgen und dergleichen 
mehr sich das „Wohlwollen“ der 
einflußreichen Parlamentarier er- 
kaufen und dadurch die Politik indi- 
rekt mehr von den Lobbyisten statt 
von den Politikern gemacht wird 
- und es dadurch zu Lasten der 
Steuerzahler unmöglich wird, seit 
Jahrzehnten völlig sinnlose Sub- 
ventionen ersatzlos zu streichen? 


e Was ist das für ein Staat, der 
seinen Bürgern zwar tiefe Ein- 
schnitte ins soziale Netz bis hin zur 
Rentenkürzung abverlangt, einem 
nach nur fünf Jahren aus dem Amt 
scheidenden Bundespräsidenten 
aber bis an sein Lebensende zu 
Lasten der Steuerzahler nicht 
nur einen Nach-Dienstwagen mit 
Chauffeur, ein Büro mit weiteren 
vier Bediensteten unentgeltlich zur 
Verfügung stellt, sondern ihm auch 
noch die gleich hohen Bezüge wei- 
terzahlt, als wäre er noch im Amt? 
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Was sind das für Bundespräsi- 
denten (v. Weizsäcker und Rau), 
die, von unserem Diskussionskreis 
zu teilweisen Rechtsverzichten auf 
diese sachlich nicht erforderlichen 
und moralisch nicht mehr zu recht- 
fertigenden Pfründe aufgefordert, 
dazu nicht bereit waren, weil ihnen 
dies ja gesetzlich zugestanden 
wurde? Daß auch die bloße An- 
nahme solcher ihnen zwar per Ge- 
setz in den zurückliegenden Zeiten 
des permanenten jährlichen Wirt- 
schaftswachstums zuerkannten 
„Pfründe“ dennoch heute unmora- 
lisch sein könnte, kommt ihnen gar 
nicht in den Sinn. 


e Was ist das für ein Staat, in dem 
die Parlamentarier seit Jahrzehn- 
ten wissen, daß unsere sozialen 
Sicherungssysteme nicht mehr in 
der bisherigen Weise finanziert 
werden können, aber nicht den Mut 
hatten, dem Volk reinen Wein ein- 
zuschenken aus lauter Angst, dann 
nicht mehr gewählt zu werden, und 
erst dann mit der ungeschminkten 
Wahrheit herausrücken, wenn die 
marode Lage nicht mehr verheim- 
licht oder schön geredet werden 
kann, wie z. B. Norbert Blüms 
(CDU) stereotyper Satz, die Ren- 
ten seien sicher? 


Die wenigen Beispiele zeigen es 
deutlich. Es ist vieles faul, auch 
in den anderen westlichen Demo- 
kratien, in denen es - wie bei dem 
besagten Fisch - gleichfalls am 
Kopf oder besser im Kopf unserer 
Staaten und ein wenig auch in un- 
ser aller Köpfe zu stinken anfängt. 

Volkswirtschaftler und Finanz- 
experten werden vielleicht entge- 
genhalten, daß es sich nicht lohne, 
deswegen gegen solche Auswüch- 
se zu opponieren, weil das alles 
- gemessen am Gesamthaushalt - 
gar nicht ins Gewicht falle und das 
Kraut nicht fett mache. Abgesehen 
davon, daß viel Kleinvieh bekannt- 
lich auch eine Menge Mist macht, 
kommt es aber vor allem auch auf 
die psychologische Signalwirkung 
an. 

Man kann nicht Wasser predigen 
und selbst Wein saufen, sondern 
muß mit gutem Beispiel vorange- 
hen. Eine Treppe muß man von 
oben her kehren und nicht nur 
unten. 


Ein Staat, in dem die Machtinha- 
ber jedes Gefühl für politische Hy- 
giene verloren haben, kann nicht 
die beste aller denkbaren Staats- 
formen sein, auch wenn er sich 
mit dem Mäntelchen „Demokratie“ 
schmückt. 


Nicht das Wort „Demokratie 
macht diese Staatsform zur besten 
aller denkbaren, sondern allein die 
Art und Weise, wie sie tatsächlich 
praktiziert wird. Und dafür lohnt es 
sich allemal, zu kämpfen und Miß- 
stände anzuprangern. 


Dr. Wolfgang Weyell« 


MdB Scharping 
Gastprofessor in USA 


Am 7.2.2004 meldete 
»Westfalenblatt« (Bielefeld): 


»Ex-Verteidigungsminister Rudolf Schar- 
ping (SPD) wird eine Gastprofessur in den 
USA übernehmen. Scharping, der im Juli 
2002 als Verteidigungsminister entlassen 
wurde, will weiterhin sein Bundestagsman- 
dat behalten. 

Er wird an der renommierten Fletcher 
School der Tufts University in Boston (US- 
Staat Massachusetts) lehren. 

Das Thema seiner Vorlesungen werden die 
„Internationale Sicherheit und transatlan- 
tische Beziehungen“ sein. Scharping war 
von 1993 bis 1995 SPD-Vorsitzender.« 


Der Bundestag ein 
Nebenjob? 


Was sind das für Bundestagsab- 
geordnete? Die Fragen von Dr. 
Weyell (siehe »Der Fisch fängt 
am Kopf zu stinken an«) kann man 
täglich ergänzen, wenn man die 
Zeitung liest: 

Wie kann ein Volksvertreter im 
Bundestag seine täglichen Ver- 
pflichtungen erfüllen, wenn er 
gleichzeitig eine Professorenstelle 
in den USA annimmt? 

Ist es nicht beschämend, daß 
selbst bei Debatten um wichtig- 
ste Zukunfts- und Lebensfragen 
gähnende Leere im Plenarsaal 
herrscht, weil die Damen und Her- 
ren Volksvertreter in anderen Ver- 
pflichtungen unterwegs sind? Wie 
würde ein Arbeitgeber bei einem 
Normalmenschen reagieren? Ge- 
haltskürzung, unbezahlter Urlaub 
oder Rausschmiß. 

Die Diäten aber fließen munter 
weiter ... ! 


Es ist wahrlich Zeit zum 
Aufräumen! 


das 


ZEIT ZUM AUFRÄUMEN! 


Sonderdruck 


Die 


Rede 


Dokumentation 


Ansprache von MdB Martin Hohmann 
zum Nationalfeiertag, 3. Oktober 2003 
(Anrede) 

»Wir wollen uns über das Thema „Ge- 
rechtigkeit für Deutschland“, über 
unser Volk und seine etwas schwie- 
rige Beziehung zu sich selbst einige 
Gedanken machen. Wir halten uns 
nicht zu lange mit vordergründigen 
Erscheinungen auf. Aber es ist halt 
schon merkwürdig, und viele Deut- 
sche nehmen daran Anstoß, daß ein 
verurteilter türkischer Mordanstifter 
nach Verbüßung seiner Haftstrafe 
nicht in sein türkisches Heimatland 
ausgewiesen werden kann. Ein deut- 
sches Gericht legt deutsche Gesetze 
so aus, daß der sogenannte Kalif von 
Köln sich nicht zur Rückreise in die 
Türkei, sondern zum weiteren Bezug 
deutscher Sozialhilfe gezwungen 
sieht. 

Da deckt eine große Boulevard-Zei- 
tung den Fall des Miami-Rolf auf. 
Dieser mittellose deutsche Rentner 
erhielt vom Landessozialamt Nieder- 
sachsen den Lebensunterhalt, die 
Miete nebst Kosten für eine Putzfrau, 
zusammen 1.425,- Euro monatlich ins 
warme Florida überwiesen. Das ist 
derzeit noch ganz legal, denn nach 
§ 119 Bundessozialhilfegesetz kön- 
nen deutsche Staatsbürger auch im 
Ausland Sozialhilfe erhalten, wenn 
schwerwiegende Umstände einer 
Rückkehr entgegenstehen. In einem 
psychiatrischen Gutachten war fest- 
gestellt worden, Rolf J. sei in seinem 
„gewohnten Umfeld“ in Florida besser 
aufgehoben. Er kann dort von seinen 
amerikanischen Freunden eher „auf- 
gefangen“ werden. 

Vor kurzem wurde eine Hessische 
Kreisverwaltung dazu verdonnert, ei- 
nem 54jährigen Sozialhilfeempfänger 
das Potenzmittel „Viagra“ nicht grund- 
sätzlich zu verweigern. Vor dem Hin- 
tergrund der beiden letztgenannten 
Fälle schreibt die Zeitung „Das freie 
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»berechtigkeit für Deutschland!« 


Mehr als 3 Monate brauchte die Staatsanwaltschaft Fulda, um festzustel- 
len, daß die Rede des Bundestagsabgeordneten Martin Hohmann, die im 
Herbst 2003 die Republik erschütterte, keinen Straftatbestand erfülle. Der 
Zentralrat, mehrere Verbände und Einzelpersonen hatten wegen Volksver- 
hetzung, Beleidigung und übler Nachrede Anzeigen erstattet. Hauptan- 
griffspunkt war die Verwendung des Begriffes » Tätervolk«. Da Hohmann 
jedoch festgestellt habe, daß weder die Juden noch die Deutschen ein 
»Tätervolk« seien, wäre kein strafrechtlicher Verstoß zu erkennen. 

Auch wir können Teilen dieser Rede in keiner Weise zustimmen. Da sie 
jedoch ein Zeitdokument ist, das über die Wahrheitsliebe von Politikern 
und Medien, über die politische Kultur und die Grenzen der erlaubten Mei- 
nungsfreiheit in der Bundesrepublik Deutschland Aufschluß gibt, drucken 


wir sie nachstehend ab. 


Wort“ aus Suhl: „Viagra aus Staats- 
knete war gestern, aber heute gibt es 
die Deutschland-Allergie.“ Die Olden- 
burgische Nordwestzeitung empfiehlt: 
„Deutsche, laßt die Arbeit liegen, ab 
ins Paradies.“ Treffend bemerkt die 
„Deister- und Weserzeitung“: „Wut 
und Entsetzen kocht da hoch.“ 

Viele von Ihnen kennen ähnliche 
Beispiele, in denen der gewährende 
deutsche Sozialstaat oder der viele 
Rechtswege eröffnende Rechtsstaat 
gnadenlos ausgenutzt werden. Da- 
bei hat der Einzelne, den man früher 
Schmarotzer genannt hätte, in der 
Regel kein schlechtes Gewissen. 
Wohlmeinende Sozialpolitiker aller 
Couleur haben das individuelle An- 
spruchsdenken kräftig gestärkt, man 
kann sogar sagen verselbständigt. 
Dabei ist ganz aus dem Blick geraten, 
daß all diese Sozialhilfe-Euros vorher 
von anderen hart erarbeitet oder per 
Staatskredit der jungen Generation 
aufgebürdet werden müssen. Bei der 
Abwägung von Rechten und Pflichten 
wurden die Rechte des Einzelnen 
groß heraus-, die Pflichten des Ein- 
zelnen aber hintangestellt. Wie viele 
Menschen in Deutschland klopfen 
ihre Pläne und Taten auch darauf ab, 
ob sie nicht nur eigennützig, sondern 
auch gemeinschaftsnützig sind, sie 
der Gemeinschaft nützen, ob sie un- 
ser Land voranbringen? 

Das Wir-Denken, die Gemeinschafts- 
bezogenheit, müssen aber zweifellos 
gestärkt werden. Bitter für uns, daß 
diese schwierige Übung ausgerechnet 
in einer Zeit wirtschaftlicher Stagnati- 
on von uns verlangt wird. Die Zahl der 
bereits erfolgten Einschränkungen ist 
nicht gering, die Zahl der künftigen 
- dazu muß man kein Prophet sein 
- wird noch größer sein. Die große 
Mehrheit der Bevölkerung verschließt 
sich einem Sparkurs nicht. Allerdings 
wird eines verlangt: Gerecht muß es 
zugehen. 


Keine Ermittlungen 
gegen Hohmann 


Die Fuldaer Staatsanwalt- 
schaft wird gegen den CDU- 
Bundestagsabgeordneten 


Martin Hohmann nach sei- 
ner umstrittenen Rede zum 3. 
Oktober keine Ermittlungen 
einleiten. Wie die Behörde 
am Donnerstag mitteilte, sei- 
en keine Straftatbestände er- 
füllt. (dpa) 


WAZ, 6.2.2004 


Den vollständigen Text der StA- 
Verfügung ist anzufordern unter 
UN-Archiv 2045. 


Wenn erfolglose Manager sich Abfin- 
dungen in zweistelligem Millionenbe- 
reich auszahlen lassen, fehlt nicht nur 
dem unverschuldet Arbeitslosen dafür 
jegliches Verständnis. Nun könnte 
man diese horrenden Abfindungen 
noch als Auswüchse des sogenann- 
ten kapitalistischen Systems bewer- 
ten und mit der gleichen Praxis in den 
Vereinigten Staaten entschuldigen. 
Aber besonders auch im Verhältnis 
zum eigenen Staat erahnen viele 
Deutsche Gerechtigkeitslücken. Sie 
haben das Gefühl, als normaler Deut- 
scher schlechter behandelt zu werden 
als andere. Wer seine staatsbürgerli- 
chen Pflichten erfüllt, fleißig arbeitet 
und Kinder großzieht, kann dafür in 
Deutschland kein Lob erwarten, im 
Gegenteil, er fühlt sich eher als der 
Dumme. Bei ihm nämlich kann der 
chronisch klamme Staat seine leeren 
Kassen auffüllen. 

Leider, meine Damen und Herren, 
kann ich den Verdacht, daß man als 
Deutscher in Deutschland keine Vor- 
zugsbehandlung genießt, nicht ent- 
kräften. Im Gegenteil. Ich habe drei 
Anfragen an die Bundesregierung 
gestellt: 
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1. Ist die Bundesregierung angesichts 
der Wirtschaftsentwicklung und des 
Rückgangs der Staatseinnahmen 
bereit, ihre Zahlungen an die Europä- 
ische Union zu verringern? Die Ant- 
wort war: Die deutsche Verpflichtung 
gegenüber der Europäischen Union 
wird ohne Abstriche eingehalten. 

2. Ist die Bundesregierung bereit, sich 
auch für deutsche Zwangsarbeiter 
einzusetzen, nachdem für ausländi- 
sche und jüdische Zwangsarbeiter 10 
Milliarden DM zur Verfügung gestellt 
worden sind? 

Die Antwort war: Man könne die 
beiden Fälle nicht vergleichen. Die 
Bundesregierung wird sich gegenüber 
Rußland, Polen und der Tschechi- 
schen Republik auch nicht für eine 
symbolische Entschädigung und ein 
Zeichen der Genugtuung für die deut- 
schen Zwangsarbeiter einsetzen. 


3. Ist die Bundesregierung angesichts 
der Wirtschaftsentwicklung und des 
Rückgangs der Steuereinnahmen 
bereit, ihre Entschädigungszahlungen 
nach dem Bundesentschädigungs- 
gesetz (also an — vor allem jüdische 
— Opfer des Nationalsozialismus) der 
gesunkenen Leistungsfähigkeit des 
deutschen Staates anzupassen? 


Die Antwort war: Nein, der Respekt 
vor dem damaligen Leiden dieser 
Menschen gebiete, das Entschädi- 
gungsniveau uneingeschränkt auf- 
rechtzuerhalten. 

Mich haben diese Antworten nach- 
denklich gemacht und sie bestätigen 
die in unserem Land weitverbreitete 
Anschauung: 

Erst kommen die anderen, dann wir. 
Überspitzt gesagt: Hauptsache, die 
deutschen Zahlungen gehen auf 
Auslandskonten pünktlich und unge- 
schmälert ein. Dafür müssen die Deut- 
schen den Gürtel halt noch ein wenig 
enger schnallen. 

Offengestanden, ich würde mir einen 
Konsens wünschen, wie er in vielen 
anderen Ländern der Welt besteht. 
Dort lautet dieser Konsens: Der eigene 
Staat muß in erster Linie für die eige- 
nen Staatsbürger da sein. Wenn schon 
eine Bevorzugung der Deutschen 
als nicht möglich oder nicht opportun 
erscheint, dann erbitte ich wenigstens 
Gleichbehandlung von Ausländern und 
Deutschen. 

Fragt man nach den Ursachen dieser 
Schieflage, so werden viele antworten: 
Das liegt an der deutschen Geschich- 
te. 

Meine Damen und Herren, kein Kun- 
diger und Denkender kann ernsthaft 
den Versuch unternehmen, deutsche 
Geschichte weißzuwaschen oder 
vergessen zu machen. Nein. Wir 
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alle kennen die verheerenden und 
einzigartigen Untaten, die auf Hitlers 
Geheiß begangen wurden. Hitler, als 
Vollstrecker des Bösen, und mit ihm 
die Deutschen schlechthin, sind gleich- 
sam zum Negativsymbol des letzten 
Jahrhunderts geworden. Man spricht 
von einer „Vergangenheit, die nicht 
vergehen will“. Man räumt dem Phäno- 
men Hitler auch heute noch in öffentli- 
chen Darstellungen eine ungewöhnlich 
hohe Präsenz ein. Tausende von eher 
minderwertigen Filmen sorgen vor 
allem im angelsächsischen Ausland 
dafür, das Klischee vom dümmlichen, 
brutalen und verbrecherischen deut- 
schen Soldaten wachzuhalten und zu 
erneuern. 

Wird hingegen darauf hingewiesen, 
auch Deutsche seien im letzten Jahr- 
hundert im großen Stil Opfer fremder 
Gewalt geworden, so gilt das schon 
als Tabubruch. Die Diskussion um das 
Zentrum gegen Vertreibungen belegt 
dies eindrucksvoll. Da wird dann gleich 
die Gefahr des Aufrechnens beschwo- 
ren. Auf die Verursachung des Zweiten 
Weltkrieges durch das Hitlerregime 
wird verwiesen. In einem Interview hat 
unlängst Hans-Olaf Henkel, der Vize- 
präsident des Bundesverbandes der 
deutschen Industrie das Faktum und 
die Folgen dieser negativen Vergan- 
genheitsbezogenheit auf den Punkt 
gebracht. Er sagte: 

„Unsere Erbsünde lähmt das Land.“ 
(HÖR ZU 21/2003, Seite 16 ff). 

Immer wieder erfahren wir, wie stark 
die 12 Jahre der NS-Vergangenheit 
bis in unsere Tage wirksam sind. Fast 
möchte man sagen, je länger die Nazi- 
diktatur zurückliegt, desto wirkmächti- 
ger wird der Hitlersche Ungeist. Das 
Häufchen seiner Adepten am rechtsex- 
tremen Rand der politischen Szene ist 
nicht zu verharmlosen. Die abstoßende 
Aggressivität ihrer öffentlichen Auftritte 
sorgt aber in der Regel für begrenzte 
Anhängerschaft im heutigen demokra- 
tischen Deutschland. An der Wahlurne 
erteilen die deutschen Wähler diesen 
Dumpfbacken jeweils eine klarere Ab- 
fuhr, als das in vergleichbaren Nach- 
barländern geschieht. So gesehen ist 
das Scheitern des NPD-Verbotes von 
Vorteil, weil nicht das Verfassungsge- 
richt, sondern der deutsche Souverän, 
das Wahlvolk sein Urteil über den brau- 
nen Abhub spricht. 

Dieser aktuell zu beobachtende, tages- 
politisch aktive Teil des braunen Erbes 
gehört zu den unangenehmen, aber 
wohl unumgänglichen Erscheinungen 
einer parlamentarischen Demokratie. 
Der Narrensaum am rechten und lin- 
ken Rand des politischen Spektrums 
muß politisch und, wo Strafgesetze 


verletzt werden, mit justiziellen Mitteln 
bekämpft werden. Im erfolgreichen 
Kampf gegen gewaltsame Extremisten 
haben sich unsere Staatsschutzorgane 
bewährt und in Krisen, wie dem bluti- 
gen RAF-Terrorismus der 70er Jahre, 
unser Vertrauen erworben. 

Nicht die braunen Horden, die sich un- 
ter den Symbolen des Guten sammeln, 
machen tiefe Sorgen. Schwere Sorgen 
macht eine allgegenwärtige Mutzerstö- 
rung im nationalen Selbstbewußtsein, 
die durch Hitlers Nachwirkungen 
ausgelöst wurde. Das durch ihn veran- 
laßte Verbrechen der industrialisierten 
Vernichtung von Menschen, besonders 
der europäischen Juden, lastet auf der 
deutschen Geschichte. Die Schuld von 
Vorfahren an diesem Menschheits- 
verbrechen hat fast zu einer neuen 
Selbstdefinition der Deutschen geführt. 
Trotz der allseitigen Beteuerungen, 
daß es Kollektivschuld nicht gebe, trotz 
nuancierter Wortneuschöpfungen wie 
„Kollektivverantwortung“ oder „Kollek- 
tivscham“: Im Kern bleibt der Vorwurf: 
die Deutschen sind das „Tätervolk“. 
Jede andere Nation neigt eher dazu, 
die dunklen Seiten ihrer Geschichte 
in ein günstigeres Licht zu rücken. 
Vor beschämenden Ereignissen wer- 
den Sichtschutzblenden aufgestellt. 
Bei den anderen wird umgedeutet. 
Paradebeispiel für Umdeutung ist die 
Darstellung der französischen Revo- 
lution. Da ist das große Massaker in 
Paris und den Provinzen, besonders in 
der Vendee. Da ist die anschließende 
Machtübernahme durch einen Allein- 
herrscher, dessen Eroberungskriegs- 
züge millionenfachen Tod über Europa 
brachten. Die Mehrheit französischer 
und außerfranzösischer Stimmen be- 
schreiben dennoch die Revolution mit 
ihrem Terror als emanzipatorischen Akt 
und Napoleon als milden, aufgeklärten 
Vater des modernen Europa. 

Solche gnädige Neubetrachtung oder 
Umdeutung wird den Deutschen nicht 
gestattet. Das verhindert die zur Zeit in 
Deutschland dominierende politische 
Klasse und Wissenschaft mit allen 
Kräften. Sie tun „fast neurotisch auf 
der deutschen Schuld beharren“, 
wie Joachim Gauck es am 1.10. 2003 
ausgedrückt hat. 

Mit geradezu neurotischem Eifer 
durchforschen immer neue Genera- 
tionen deutscher Wissenschaftler auch 
noch die winzigsten Verästelungen der 
NS-Zeit. 

Es verwundert, daß noch keiner 
den Verzicht auf Messer und Gabel 
vorgeschlagen hat, wo doch bekann- 
termaßen diese Instrumente der leib- 
lichen Kräftigung der damaligen Täter 
dienten. Die Deutschen als Tätervolk. 
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Das ist ein Bild mit großer, international 
wirksamer Prägekraft geworden. Der 
Rest der Welt hat sich hingegen in der 
Rolle der Unschuldslämmer - jeden- 
falls der relativen Unschuldslämmer 
- bestens eingerichtet. Wer diese klare 
Rollenverteilung - hier die Deutschen 
als größte Schuldigen aller Zeiten, dort 
die moralisch überlegenen Nationen 
- nicht anstandslos akzeptiert, wird 
Schwierigkeiten erhalten. Schwierig- 
keiten gerade von denen, die als 68er 
das „Hinterfragen, das Kritisieren und 
das Entlarven“ mit großem persönli- 
chen Erfolg zu ihrer Hauptbeschäfti- 
gung gemacht haben. Einige von den 
Entlarvern hat es bekanntermaßen bis 
in höchste Staatsämter getragen. 
Meine sehr geehrten Damen und Her- 
ren, um jedem Mißverständnis auszu- 
weichen: 

Mit Ihnen gemeinsam bin ich für Klar- 
heit und Wahrheit. Es soll, darf nicht 
verschwiegen und beschönigt werden. 
„Hehle nimmer mit der Wahrheit, bringt 
sie Leid, nicht bringt sie Reue“, sagt der 
Dichter. Ja, das Unangenehme, das 
Unglaubliche, das Beschämende an 
der Wahrheit, das gilt es auszuhalten. 
Wir Deutschen haben es ausgehalten, 
wir halten es seit Jahrzehnten aus. 
Aber bei vielen kommt die Frage auf, 
ob das Übermaß der Wahrheiten über 
die verbrecherischen und verhängnis- 
vollen 12 Jahre der NS-Diktatur nicht 
a) instrumentalisiert wird und 

b) entgegen der volkspädagogischen 
Erwartung in eine innere Abwehrhal- 
tung umschlagen könnte. 

Immer und immer wieder die gleiche 
schlimme Wahrheit: Das kann, das 
muß geradezu psychische Schäden 
bewirken, wie wir aus der Resoziali- 
sierungspsychologie wissen. 
Schlimm ist es besonders, wenn ein 
U.S.-amerikanischer Junior-Professor 
(Daniel Jonah Goldhagen) als Ergeb- 
nis seiner Aufklärungsarbeit unser gan- 
zes Volk als „Mörder von Geburt an“ 
bezeichnet. Diese ebenso schrille wie 
falsche These hat ihm jedoch - beson- 
ders in Deutschland - Medienaufmerk- 
samkeit und Autorenhonorar gesichert. 
Andere Nationen würden ihn mit kalter 
Verachtung links liegen lassen. 

In der Tat lehnen sich gerade jüngere 
Menschen dagegen auf, für Verfehlun- 
gen von Großvätern und Urgroßvätern 
in Anspruch genommen und mit dem 
Verdikt „Angehöriger des Tätervolks“ 
belegt zu werden. 

Ganz zweifellos steht fest: Das deut- 
sche Volk hat nach den Verbrechen 
der Hitlerzeit sich in einer einzigarti- 
gen, schonungslosen Weise mit diesen 
beschäftig, um Vergebung gebeten 
und im Rahmen des Möglichen eine 


milliardenschwere Wiedergutmachung 
geleistet, vor allem gegenüber den 
Juden. Auf die Verträge zwischen 
der Bundesrepublik Deutschland und 
dem Staat Israel unter den Führungs- 
persönlichkeiten Adenauer und Ben 
Gurion darf ich verweisen. Zu der da- 
mals vereinbarten Wiedergutmachung 
bekennt sich die Mehrheit der Deut- 
schen ganz ausdrücklich, wobei Leid 
und Tod in unermeßlichem Maß nicht 
ungeschehen gemacht werden kann. 
Auf diesem Hintergrund stelle ich 
die provozierende Frage: Gibt es 
auch beim jüdischen Volk, das wir 
ausschließlich in der Opferrolle wahr- 
nehmen, eine dunkle Seite in der 
neueren Geschichte oder waren Juden 
ausschließlich die Opfer, die Leidtra- 
genden? 

Meine Damen und Herren, 

es wird Sie überraschen, daß der 
amerikanische Autokönig Henry Ford 
1920 ein Buch mit dem Titel „The In- 
ternational Jew“ herausgegeben hat. 
Dieses Buch hat in den USA eine Auf- 
lage von 500.000 Exemplaren erlebt. 
Es wurde ein Weltbestseller und in 16 
Sprachen übersetzt. Darin prangert 
Ford die Juden generalisierend als 
„Weltbolschewisten“ an. Er vermeinte, 
einen „alljüdischen Stempel auf dem 
roten Rußland“ ausmachen zu kön- 
nen wo damals die bolschewistische 
Revolution tobte. Er bezeichnete die 
Juden in „hervorragendem Maße“ als 
„Revolutionsmacher“. Dabei bezog er 
sich auf Rußland, Deutschland und 
Ungarn. Ford brachte in seinem Buch 
eine angebliche „Wesensgleichheit“ 
von Judentum und Kommunismus 
bzw. Bolschewismus zum Ausdruck. 
Wie kommt Ford zu seinen Thesen, die 
für unsere Ohren der NS-Propaganda 
vom „jüdischen Bolschewismus“ äh- 
neln? Hören wir, was der Jude Felix 
Teilhaber 1919 sagt: „Der Sozialismus 
ist eine jüdische Idee ... Jahrtausende 
predigten unsere Weisen den Sozialis- 
mus.“ Damit wird auch ausgedrückt, 
daß an der Wiege des Kommunismus 
und Sozialismus jüdische Denker stan- 
den. So stammt Karl Marx über beide 
Eltern von Rabbinern ab. Sein Porträt 
hing im Wohnzimmer einer jüdischen 
Frauenforscherin, die im übrigen be- 
kennt: „Ich bin damit groß geworden, 
daß ein jüdischer Mensch sich für so- 
ziale Gerechtigkeit einsetzt, progressiv 
und sozialistisch ist. Sozialismus war 
unsere Religion.“ Immer wieder klingen 
in den Schriften dieser frühen kommu- 
nistischen Zeit quasi religiöse Züge an. 
Viele der für den Bolschewismus enga- 
gierten Juden fühlten sich sozusagen 
als „gläubige Soldaten der Weltrevolu- 
tion“. So erwartete Kurt Eisner bereits 
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1908, die „Religion des Sozialismus“ 
werde die „Verzweiflung des Jammer- 
tals“ und die „Hoffnungslosigkeit des 
irdischen Geschicks“ überwinden. Leo 
Rosenberg verherrlicht das Proletariat 
1917 gar als „Weltmessias“. 

Konkret stellt sich die Frage: Wieviel 
Juden waren denn nun in den revolu- 
tionären Gremien vertreten? Zum sie- 
benköpfigen Politbüro der Bolschewiki 
gehörten 1917 vier Juden: Leo Trotzki, 
Leo Kamenjew, Grigori Sinowjew und 
Grigori Sokolnikow. Die Nichtjuden wa- 
ren Lenin, Stalin, Bubnow. Unter den 
21 Mitgliedern des revolutionären Zen- 
tralkomitees in Rußland waren 1917 6 
der jüdischen Nationalität an, also 28,6 
%. Der überaus hohe Anteil von Juden 
bei den kommunistischen Gründervä- 
tern und den revolutionären Gremien 
beschränkte sich keineswegs auf die 
Sowjetunion. Auch Ferdinand Lassalle 
war Jude, ebenso wie Eduard Bernstein 
und Rosa Luxemburg. 1924 waren von 
sechs KP-Führern in Deutschland vier 
und damit zwei Drittel jüdisch. In Wien 
waren von 137 führenden Austro-Mar- 
xisten 81 und somit 60 % jüdisch. Von 
48 Volkskommissaren in Ungarn waren 
30 jüdisch gewesen. Aber auch bei der 
revolutionären sowjetischen Geheim- 
polizei, der Tscheka, waren die jüdi- 
schen Anteile außergewöhnlich hoch. 
Während der jüdische Bevölkerungs- 
anteil 1934 in der Sowjetunion bei etwa 
2 % lag, machten die jüdischen Tsche- 
ka-Führer immerhin 39 % aus. Jüdisch 
galt, das sei erläuternd gesagt, in der 
Sowjetunion als eigene Nationalität. 
Damit war er höher als der russische 
Anteil bei der Tscheka mit 36 %. In der 
Ukraine waren sogar 75 % der Tsche- 
kisten Juden. 

Diese Feststellung leitet zu einem Ka- 
pitel über, das zur damaligen Zeit für 
ungeheure Empörung gesorgt hat. Der 
Mord am russischen Zaren und seiner 
Familie wurde von dem Juden Jakob 
Swerdlow angeordnet und von dem 
Juden Chaimowitz Jurowski am Zaren 
Nikolaus Il. eigenhändig vollzogen. 
Weiter stellt sich die Frage, ob Juden 
in der kommunistischen Bewegung 
eher Mitläufer oder Leitungsfunktion 
hatten. Letzteres trifft zu. Leo Trotzki in 
der UdSSR, Bela Kun in Ungarn. 

Nicht zu vergessen die Münchner 
Räterepublik: Kurt Eisner, Eugen 
Levine, Tobias Achselrod und andere 
Juden waren hier als unbestrittene 
Führungspersönlichkeiten tätig. Ein 
großes Aufsehen erregte damals das 
Eindringen bewaffneter Rotgardisten 
in die Münchner Nuntiatur des spä- 
teren Pacelli-Papstes. Er wurde von 
den Revolutionären mit einer auf die 
Brust gehaltenen Pistole bedroht. Auch 
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die Ende April 1919 von Rotgardisten 
durchgeführte Erschießung von sieben 
Mitgliedern der „Thule-Gesellschaft“, 
die in enger Verbindung zur späteren 
NSDAP stand, zeigt die Entschlos- 
senheit des revolutionären Prozesses. 
Diese Geiselerschießung, der die 
Londoner Times am 5. Mai 1919 eine 
Schlagzeile gewidmet hatte, gab ei- 
nem „giftigen Antisemitismus Nahrung 
und erzeugte lange nachwirkende 
Rachegelüste*. 

Weiter könnte nach dem revolutionä- 
ren Eifer und der Entschlossenheit 
der jüdischen Kommunisten gefragt 
werden. Nun, diese revolutionäre Elite 
meinte es wirklich ernst, so äußerte 
Franz Koritschoner von der KPÖ: „Zu 
lügen und zu stehlen, ja auch zu töten 
für eine Idee, das ist Mut, dazu gehört 
Größe.“ Grigori Sinowjew verkündete 
1917: „90 von 100 Millionen Sowjet- 
Russen müssen mitziehen. Was den 
Rest angeht, so haben wir ihnen nichts 
zu sagen. Sie müssen ausgerottet wer- 
den.“ (5.138). Ähnlich auch hat Moisei 
Wolodarski formuliert: „Die Interessen 
der Revolution erfordern die physische 
Vernichtung der Bourgeoisie.“ (S.138). 
Ganz ähnlich auch Arthur Rosenberg 
im Jahre 1922: „Die Sowjetmacht hat 
die Pflicht, ihre unversöhnlichen Fein- 
de unschädlich zu machen.“ (S.163). 
Zweifellos waren diese Äußerungen 
kommunistischer jüdischer Revolutio- 
näre keine leeren Drohungen. Das war 
Ernst. Das war tödlicher Ernst. Nach 
einer von Churchill 1930 vorgetrage- 
nen statistischen Untersuchung eines 
Professors sollen den Sowjets bis 
1924 folgende Menschen zum Opfer 
gefallen sein: 28 orthodoxe Bischöfe, 
1.219 orthodoxe Geistliche, 6.000 
Professoren und Lehrer, 9.000 Dok- 
toren, 12.950 Grundbesitzer, 54.000 
Offiziere, 70.000 Polizisten, 193.000 
Arbeiter, 260.000 Soldaten, 355.000 
Intellektuelle und Gewerbetreibende 
sowie 815.000 Bauern. 

Ein besonders grausames Kapitel war 
das Niederringen jeglichen Widerstan- 
des gegen die Zwangskollektivierung 
in der Ukraine. Unter maßgeblicher Be- 
teiligung jüdischer Tschekisten fanden 
hier weit über 10 Millionen Menschen 
den Tod. Die meisten gingen an Hun- 
ger zu Grunde. 

Keinesfalls darf die ausgesprochen 
antikirchliche und antichristliche Aus- 
richtung der bolschewistischen Revo- 
lution unterschlagen werden, wie es 
in den meisten Schulbüchern der Fall 
ist. Tatsächlich hat der Bolschewismus 
mit seinem kriegerischen Atheismus 
die umfassendste Christen- und Reli- 
gionsverfolgung der Geschichte durch- 
geführt. Nach einer von russischen 
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Behörden erstellten Statistik wurden 
zwischen 1917 und 1940 96.000 or- 
thodoxe Christen, darunter Priester, 
Diakone, Mönche, Nonnen und andere 
Mitarbeiter nach ihrer Verhaftung er- 
schossen. 

Weder die orthodoxen Kirchen oder 
Klöster wurden verschont. Die Baulich- 
keiten wurden entweder zerstört oder 
für profane Zwecke genutzt. So wur- 
den Kirchen zu Clubs, Kaufläden oder 
Speichern umgewandelt. Das Gold und 
das Silber der sakralen Schätze der or- 
thodoxen Kirche verwendete man zur 
Finanzierung weltweiter revolutionärer 
Bewegungen. 

Wie ging es den religiösen Juden 
selbst, in der frühen Sowjetunion? 
Auch sie waren der Verfolgung durch 
die Bolschewisten ausgesetzt. An der 
Spitze der bolschewistischen soge- 
nannten Gottlosen-Bewegung stand 
ausgerechnet Trotzki. Er leugnete 
damals sein Judentum, wurde aber 
von den Russen und weltweit als Jude 
wahrgenommen. 

Meine Damen und Herren, 

wir haben nun gesehen, wie stark und 
nachhaltig Juden die revolutionäre Be- 
wegung in Rußland und mitteleuropä- 
ischen Staaten geprägt haben. Das hat 
auch den amerikanischen Präsidenten 
Woodrow Wilson 1919 zu der Einschät- 
zung gebracht, die bolschewistische 
Bewegung sei „jüdisch geführt“. Mit 
einer gewissen Berechtigung könnte 
man im Hinblick auf die Millionen Toten 
dieser ersten Revolutionsphase nach 
der „Täterschaft“ der Juden fragen. 
Juden waren in großer Anzahl sowohl 
in der Führungsebene als auch bei den 
Tscheka-Erschießungskommandos 
aktiv. Daher könnte man Juden mit 
einiger Berechtigung als „Tätervolk“ 
bezeichnen. Das mag erschreckend 
klingen. Es würde aber der gleichen 
Logik folgen, mit der man Deutsche als 
Tätervolk bezeichnet. 

Meine Damen und Herren, 

wir müssen genauer hinschauen. Die 
Juden, die sich dem Bolschewismus 
und der Revolution verschrieben 
hatten, hatten zuvor ihre religiösen 
Bindungen gekappt. Sie waren nach 
Herkunft und Erziehung Juden, von 
ihrer Weltanschauung her aber meist 
glühende Hasser jeglicher Religion. 
Ähnliches galt für die Nationalsoziali- 
sten. Die meisten von ihnen entstamm- 
ten einem christlichen Elternhaus. Sie 
hatten aber ihre Religion abgelegt und 
waren zu Feinden der christlichen und 
der jüdischen Religion geworden. Ver- 
bindendes Element des Bolschewis- 
mus und des Nationalsozialismus war 
also die religionsfeindliche Ausrichtung 
und die Gottlosigkeit. 


Daher sind weder „die Deutschen“, 
noch „die Juden“ ein Tätervolk. 

Mit vollem Recht aber kann man sa- 
gen: Die Gottlosen mit ihren gottlosen 
Ideologien, sie waren das Tätervolk 
des letzten, blutigen Jahrhunderts. 
Diese gottlosen Ideologien gaben den 
„Vollstreckern des Bösen“ die Recht- 
fertigung, ja das gute Gewissen bei 
ihren Verbrechen. So konnten sie sich 
souverän über das göttliche Gebot „Du 
sollst nicht morden“ hinwegsetzen. Ein 
geschichtlich bisher einmaliges, millio- 
nenfaches Morden war das Ergebnis. 
Daher, meine Damen und Herren, 
plädiere ich entschieden für eine Rück- 
besinnung auf unsere religiösen Wur- 
zeln und Bindungen. Nur sie werden 
ähnliche Katastrophen verhindern, wie 
sie uns Gottlose bereitet haben. Die 
christliche Religion ist eine Religion 
des Lebens. Christus hat gesagt: „Ich 
will, daß sie das Leben haben und daß 
sie es in Fülle haben“ (Joh. 10, 10). Da- 
mit ist nicht nur das jenseitige, sondern 
ganz konkret unser reales heutiges 
Leben und Überleben gemeint. Des- 
wegen ist es auch so wichtig, daß wir 
den Gottesbezug in die europäische 
Verfassung aufnehmen. 

Meine sehr geehrten Damen und Her- 
ren, wir haben also gesehen, daß der 
Vorwurf an die Deutschen schlechthin, 
„lätervolk“ zu sein, an der Sache vor- 
beigeht und unberechtigt ist. Wir sollten 
uns in Zukunft gemeinsam gegen die- 
sen Vorwurf wehren. Unser Leitspruch 
sei: Gerechtigkeit für Deutschland, 
Gerechtigkeit für Deutsche. 

Ich komme zum Schluß und sage: 

Mit Gott in eine gute Zukunft für Eu- 
ropa! Mit Gott in eine gute Zukunft 
besonders für unser deutsches 
Vaterland!« 


Das Urteil der CDU-Führung: 


»Herr Hohmann arbeitet in seiner 

Rede vom 3. Oktober 2003 mit 
zahlreichen antisemitischen Ste- 
reotypen. Durch seine Geschichts- 
klitterungen und durch abwegige 
Konstruktionen hat er dem Holo- 
caust und der deutschen Schuld 
daran seine furchtbare Einzigar- 
tigkeit genommen. Ein solches 
Verhalten ist in inakzeptabel und 
verantwortungslos«. 


Dr. Jürgen Rüttgers, 
Landesvorsitzender der CDU in NRW 


»Zur ständigen Versöhnung der 
Deutschen mit sich selbst gehört 
die Anerkennung des Unaus- 
söhnlichen, der Singularität des 
Holocaust«. 


Angela Merkel, CDU-Vorsitzende 


DOKUMENT ZUM ZEITGESCHEHEN 
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Wir haben es satt! 


Wer zahlt die Erweiterung? 


Nehmen und Geben: Im Februar 
legt die EU-Kommission den Plan 
zur Finanzierung der Erweiterung 
ab 2007 vor. Klar ist: Die neuen 
EU-Staaten sind Netto-Empfän- 


ger, die Geberländer müssen 
mehr zahlen. 


Doppelte Last: Sie sollen 1,24 % 
des Bruttonationaleinkommens 
(bisher 1 %) überweisen. Berlin 
rechnet mit einem Anstieg seines 
Jahresbeitrags von derzeit 22 auf 
41 Mrd. Euro im Jahr 2013. 


(Abdruck aus FOCUS 4/2004) 


Wir haben es satt, daß »unsere« 
Politiker unser sauer verdientes 
Geld zum Fenster rauswerfen 
und für uns sämtliche Kosten 
steigen! 

Hier einige Beispiele von vielen: 
e Dutzende Milliarden für die EU, 

e viele hundert Millionen für Ent- 
wicklungshilfe im Ausland, 

e -zig Milliarden für Asylanten, von 
denen nur ein Bruchteil anerkannt 
wird, 

e Finanzierung der Stationierungs- 
kosten der alliierten Truppen in 
Deutschland, 

e laufende Erhöhung der sowieso 
schon viel zu hohen Abgeord- 
neten- und Ministerrenten und 
-diäten, 

e finanzielle Unterstützung der 
Kriege der USA in Milliardenhöhe, 
e Verschleuderung unserer Gold- 
reserven, die dem ganzen deut- 
schen Volk gehören, 

e etliche Milliarden für sogenannte 
»Auslandseinsätze« der Bundes- 
wehr zum Nutzen der USA, 

e Unterstützung Israels mit Gel- 
dern und Kriegsgerät im Wert von 
unbekannter Höhe, 

e Leistungen der Krankenkassen 
an im Ausland lebende Angehöri- 
ge von ausländischen Mitbürgern 
usw. usw. und so fort! 

Wir haben es satt, daß statt an 
den richtigen Stellen (siehe 


oben) zu sparen, die mühsam 
erkämpften und erarbeiteten so- 
zialen Leistungen gekürzt oder 
gestrichen werden. 

Steuern müssen wieder für das 
verwendet werden, für was der 
arbeitende Mitbürger sie auch 
bezahlt: Für die gemeinsam zu 
bewältigenden Aufgaben, die 
dem Wohle, der Sicherheit und 
der Zukunft des deutschen Vol- 
kes dienen! 

Steuergeld ist genug da, wir müs- 
sen es nur an der richtigen Stelle 
ausgeben! 

Wir zahlen nicht dafür unsere 
Krankenkassenbeiträge, daß die 
Ärzte nun auch noch Praxisge- 
bühren erheben müssen oder daß 
Menschen, die weder dafür einbe- 
zahlt haben, noch Deutsche sind, 
noch in Deutschland wohnen, von 
diesem unserem Geld mitversorgt 
werden! 

Wir sind nicht deshalb in die EU 
eingetreten, damit wir für andere 
Länder und die EU-Erweiterung 
bluten müssen! 

Die Bundeswehr wurde nicht dafür 
geschaffen, um nun in Asien oder 
Afrika die von dort aus überhaupt 
nicht gefährdete »Einheit und Frei- 
heit Deutschlands« zu verteidigen! 

Solange es in der BRD (man mag 
gar nicht mehr »Deutschland« dazu 
sagen!) Millionen von Volksge- 
schwistern gibt, die in Armut leben, 
ist es ein Unding, -zig Millionen an 
die Armen in anderen Ländern zu 
zahlen. Eine deutsche Regierung 
hat zuerst dem Wohl des deut- 
schen Volkes zu dienen! Dafür ist 
sie gewählt! Ein Volk ist eine große 
Familie, in der jeder mit jedem ein 
bißchen verwandt ist. Daher kommt 
für uns zuerst unser eigenes Volk! 

Ein Rentner hat nicht deshalb 
jahrzehntelang seine Beiträge 
zur Rentenkasse geleistet, damit 
seine Rente nun gekürzt wird! 

Die Rentenkassen sind leer, weil 
es an nachwachsenden Einzahlern 
mangelt. Also brauchen wir mehr 
Kinder! 

Dafür die Voraussetzungen zu 
schaffen, ist die vorrangigste 
Aufgabe eines seinem eigenen 


VOLKES STIMME 
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Leben auf der Straße: Ein Ob- 
dachloser in Berlin. Asylbewerber 
findet man unter ihnen selten. 


Sozialreformen 
befürchtet der Paritätische Wohl- 
fahrtsverband einen „dramatischen 
Anstieg der Armut“ in Deutschland. 
„Durch die beschlossene Herab- 
setzung der Arbeitslosenhilfe auf 
Sozialhilfeniveau müssen mittel- 
fristig ab 2005 noch einmal 1,7 
Millionen Menschen mehr auf dem 
Armutslevel leben“. Das bedeute 
eine Zunahme der Armutsquote von 
derzeit etwa 3,7 auf 7 Prozent, er- 
klärte Hauptgeschäftsführer Ulrich 
Schneider. 


Speziell die Kinderarmut werde 
noch stärker wachsen. Mittelfristig 
müßten dann 1,5 Millionen oder fast 
zehn Prozent der unter 18-jährigen 
mit Sozialhilfe auskommen.« 

(Münchner Merkur, 27.12.2003) 


»Wegen der 


Volke verpflichteten Staates. 

Kinder zu haben soll wieder 
Freude machen und nicht eine 
unangenehme und kaum finan- 
zierbare Belastung sein. Allein 
um die Volkszahl zu erhalten, wä- 
ren statistisch 2,1 Kinder pro Frau 
notwendig. Davon sind wir weit 
entfernt, und wenn alles so weiter- 
geht wie bisher, wird das deutsche 
Volk ziemlich bald aussterben. 

Ein Staat, in welchem es zum 

Beispiel Abtreibung aus »sozialen 
Gründen« gibt, unterschreibt da- 
mit die Bankrotterklärung seiner 
Politik. Was wir brauchen, ist 
eine so gute Sozialpolitik, daß 
Abtreibung aus sozialen Gründen 
unmöglich wird! 
Erinnern Sie sich noch an das 
dumme Gerede vor wenigen 
Jahren, daß nur »Green-Card«- 
Experten die deutsche Wirtschaft 
retten könnten? 
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Wenn unverantwortliche Politiker 
trotz vier bis fünf Millionen Arbeits- 
loser unter wirtschaftlichen Gesichts- 
punkten jetzt sogar noch eine weitere 
Erleichterung von Einwanderung 
betreiben, dann sagen wir dazu: 

Ausländer, die dem Steuerzah- 
ler auf der Tasche liegen, müssen 
in ihre Heimatländer zurück! 

Unsere langjährige Forderung: 
»Keine ausländischen Truppen in 
Deutschland und keine deutschen 
Truppen im Ausland!« würde eben- 
falls dem Steuerzahler Milliarden 
ersparen. 

Nachdem wir jahrzehntelang die 
Melkkuh der EU waren und noch 
sind, müssen und werden die ande- 
ren Mitgliedsstaaten verstehen, wenn 
wir sagen: Wir legen ab sofort nichts 
mehr drauf! 

Renten und Diäten von jetzigen und 
ehemaligen Ministern, Abgeordneten 
usw. müssen auf die Hälfte reduziert 
werden. 

Verhinderung des Wegzugs deut- 
scher Firmen ins Ausland! Kein 
ausländischer Artikel darf in Deutsch- 
land billiger verkauft werden, als ein 
gleichwertiger deutscher Artikel. Das 
schafft Arbeitsplätze! 

Eine starke Ankurbelung des 
Verbrauchs schafft ebenfalls viele 
Arbeitsplätze. Dazu ein einfacher 
Vorschlag: Jeder erwachsene Deut- 
sche erhält vom Staat einen Gut- 
schein über 5000 Euro, von dem er 
in Deutschland hergestellte Produkte 
kaufen darf. 

Die dafür notwendigen 300 Milliar- 
den Euro finanzieren sich durch die 
damit geschaffenen Arbeitplätze und 
Einsparungen an der richtigen Stelle! 

Was wir brauchen, sind intelli- 
gente und idealistische Politiker, 
die sich in einem normalen Beruf 
bewährt haben und die - egal in 
welcher Partei - mit Herz und Hirn 
dem Volk ihre gesamte Kraft und 
ihr ganzes Können widmen, von 
dem sie mehrheitlich gewählt 
wurden und dem sie nach dem 
Grundgesetz verpflichtet sind: 


DEM DEUTSCHEN VOLKE! 


Werner Braun 
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Absurdistan läßt grüßen! 


ABER ICH ER- 
TEIDIGE DICH DOCH Is: 


„...Istdas nichts?!“ 


ZEICHNUNG: HORST HAITZINGER 


Abbau der Bundeswehr, 
aber Ausbau der US- 
Zwingburgen 


Millionen für die deutsche 
Besatzung in Afghanistan und 
für die amerikanische Besat- 
zung in Deutschland: 

Wir zahlen für alles! 

Während die Bundeswehr 
Standorte abbaut, pumpt der 
Freistaat Bayern Geld in den 
Ausbau von US-Militäranla- 
gen mitten in Deutschland! 


Die »Nürnberger Nachrichten« be- 
richteten am 24.1.2004 wie folgt: 


»Der Freistaat Bayern hat rund 50 
Millionen Euro zusätzliche Haus- 
haltsmittel bereitgestellt, um die 
Planungs- und Baukosten für die 
700-Millionen-Euro-Investition der 
US-Armee in die militärischen Ein- 
richtungen des Truppenübungsplat- 
zes Grafenwöhr zwischenzufinan- 
zieren. Auf dem Truppenübungs- 
platz in der nördlichen Oberpfalz 
sollen nicht nur neue militärische 
Anlagen für rund 700 Millionen 
Euro, sondern auch Wohnungen, 
Schulen und ein Einkaufszentrum 
für rund 300 Millionen Euro entste- 
hen. 


Weil die US-Armee das Milli- 
ardenprojekt unter erheblichem 
Zeitdruck bis 2007/08 verwirkli- 
chen will, springt der Freistaat mit 
zusätzlichen Geldern ein: In den 


Nachtragsetats für 2003 und 2004 
sind dafür zusätzliche 50 Millionen 
Euro reserviert. Dabei sind in den 
ordentlichen Haushalten der bei- 
den Jahre bereits über 90 Millionen 
Euro für Vorhaben der US-Armee 
in Grafenwöhr, aber auch in Würz- 
burg, Garmisch-Partenkirchen und 
Bamberg eingeplant. 


Der Freistaat Bayern folgt damit 
einer Verwaltungsvereinbarung mit 
dem Bund, wonach er für die Mili- 
tärprojekte der US-Armee nicht nur 
seine Öffentliche Bauverwaltung zur 
Verfügung stellt, sondern zunächst 
auch die Planung, Bauüberwa- 
chung und die eigentliche Ausfüh- 
rung bezahlt. Das Land bekommt 
aber die Zwischenfinanzierung aus 
Berlin erstattet. Der Bund zahlt 
später.« 


Wir fordern: 


Aufkleber: UN, Postf. 400215 
44736 Bochum 


NACHBESTELLEN - WEITERGEBEN! 
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Aktuelle 
Wirtschaftsdaten 


Arbeitslosigkeit: 


Regierung und Parteien am Ende 


Nach einer im »stern« Nr. 6/2004 veröffentlichten Umfrage rangieren Bun- 
desregierung und Parteien an vorletzter und letzter Stelle der Vertrauens- 
skala. Nur noch 18 bzw. 12 Prozent der Befragten vertrauen ihnen. 


Ist ni erst ruiniert. Reg ier un g sch ön t 
2 Statistik 


K | Welchen Institutionen die Deutschen 
noch vertrauen 
»Mit einem neuen Statistik-Trick 
will Arbeitsminister Wolfgang Cle- 
ment die Arbeitslosenzahl künst- 
lich nach unten drücken. Nach 
einer Vorschrift, die in den gerade 
verabschiedeten Hartz-Reformen 
versteckt ist, gelten Jobsuchende 
in Trainingsmaßnahmen, in denen 
Arbeitslose zum Beispiel lernen, 
Bewerbungen zu schreiben, anders 
als bisher nicht mehr als arbeitslos. 
Die Vermittler der Bundesagentur 
für Arbeit dürfen sie deshalb seit 
Monatsbeginn nicht mehr mitzäh- 
len, so ein interner BA-Rundbrief. 
Die statistisch ausgewiesene Zahl 
der Arbeitslosen sinkt dadurch nach 
einer Schätzung des agentureige- 
nen Instituts für Arbeitsmarkt- und 
E *nur Erwerbstätige Berufsforschung um monatlich rund 
É i% 70.000.«  (»Der Spiegel« Nr. 5/2004) 


Liebe Leser, ganz privat: 


Der »stern«, ein Blatt, das volksbewußte UN-Leser gewöhnlich 
nicht oder nur mit Bauchschmerzen lesen, beendete einen mehr- 
seitigen »Aufmacher« unter dem Titel »Die Vertrauenskrise« mit 
dem folgenden Schlußwort: 


| Es haben großes Vertrauen zu (zur, zum, zu den) 


ERLITT ILL 
w 

| eigenen Arbeitgeber» ME 
Ẹ Universitäten TIERA EREI 


| Bundespräsidenten 
Bundeswehr 
evangelischen Kirche | 
| Stadtverwaltung 
Presse 
p Europäischen Union | 
I Landesregierung 
Banken 
| Fernsehen 
E Versicherungen 
Bundestag 
j Papst 
Krankenkassen 
katholischen Kirche 
: Gewerkschaften 


»Die Zeit für eine Revolution ist reif, wenn die oben nicht mehr können 
und die unten nicht mehr wollen, heift es. Die oben können nicht mehr, 
und die unten wollen nicht mehr. Revolutionäre werden die Deutschen 
dennoch nicht. Die Bahnsteigkarten - Lenin ist mausetot - sind einfach 
zu teuer. Und Jürgen Möllemann, der den Zorn mit einer neuen Partei 
hätte ausbeuten können, hat den Fallschirm nicht geöffnet. Das Volk ist 
ja auch noch zu Vertrauen imstande. 82,6 Prozent, wurde dieser Tage 
ermittelt, vertrauen dem Herkunftsstempel auf deutschen Eiern. Na 
also, Deutschland bewegt sich doch. Die Hoffnung ist unsterblich.« 


Recht hat der »stern«, wenn man sich überlegt, daß nun 50 
Prozent der Wähler, die von Rot-Grün die Nase voll haben, 
Jetzt wieder die CDU wählen wollen, wie auf Seite 2 dieser UN 
gemeldet. Sterben die Dummen denn nie aus? 

Tun wir das unsere, jeder an seinem Platz, einer drohenden 
Merkelei den machtvollen Ruf des Volkes nach einer Politik 
entgegenzustellen, die in Verantwortungsbewußtsein für Volk 
und Nation handelt und dies auch vorlebt! 


Ihre UN-Mlitarbeiter 


IM FREUNDESKREIS 


1/2002: 4.290.434 Arbeitslose 
1/2003: 4.623.778 Arbeitslose 


1/2004: 4.597.399 Arbeitslose* 
*) Änderung der Statistik 
Arbeitsuchende: 1/2004: 5.876.413 


Offene Stellen: 

Januar 2003: 324.100 
Januar 2004: 276.700 
Insolvenzen: 

2000: 42.259 

2001: 49.326 

2002: 84.428 

Jan. - Okt. 2003: 84.250 
Staatsverschuldung: 
9. Februar 2004: 
1.337.505.260.600 Euro 


Schuldenzuwachs/Sekunde: 
2.186 Euro 
Schulden pro Kopf: 16.205 € 


(www.steuerzahler.de, 9. Februar 2004) 


UN-Bestell-Telefon 
(0208) 84 01 32 
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1,5 Millionen Euro für 
Rotarmisten-Denkmal 


Zur Zeit wird von einer Metall- 
baufirma auf der Insel Rügen 
das »Ehrenmal« für die gefal- 
lenen Rotarmisten restauriert, 
das die Sieger von 1945 und 
ihre Heloten in Berlin-Treptow 
errichtet hatten. 


TE 


Die etwa 12 Meter hohe Solda- 
tenstatue mit einem Kind auf dem 
beschützenden (!!??) Arm wird 
gereinigt, neu verschraubt und 
stabilisiert. 


Rechtzeitig zu den »Befrei- 
ungsfeiern« am 8. Mai soll sie in 
neuem Glanz wieder in Berlin- 
Treptow stehen - zur Verhöhnung 
von Millionen Opfern der durch 
den berüchtigten Mordhetzer Ilja 
Ehrenburg aufgehetzten bolsche- 
wistischen Soldateska, die weder 
Frauen, noch Greise oder Kinder 
verschonte: 


»Tötet, ihr tapferen 
Rotarmisten, tötet!« 


»Es gibt nichts, was an den Deut- 
schen unschuldig ist. Folgt der 
Anweisung des Genossen Stalin 
und zerstampft das faschistische 
Tier in seiner Höhle. Brecht mit 
Gewalt den Rassenhochmut der 
germanischen Frauen, nehmt sie 
als rechtmäßige Beute. Tötet, ihr 
tapferen Rotarmisten, tötet!« 


Ilja Ehrenburg 


»Nichts stimmt uns 
froher als deutsche 
Leichen« 


»Von jetzt an ist das Wort 'Deut- 
scher’ für uns der schlimmste 
Fluch. Von jetzt an läßt das 
Wort ‘Deutscher’ das Gewehr 
von alleine losgehen. Wenn 
Du nicht einen Deutschen am 
Tag getötet hast, war der Tag 
verloren. Wenn Du glaubst, daß 
Dein Nachbar für Dich den Deut- 
schen tötet, hast Du die Gefahr 
nicht verstanden. Wenn Du 
einen Deutschen getötet hast, 
töte einen weiteren - nichts 
stimmt uns froher als deutsche 
Leichen.« Ilja Ehrenburg 
Die Bundesregierung stellte für die 
Restaurierung dieses Schandmals 
1,5 Millionen Euro bereit. 


Gibt es denn keinen einzigen 
Deutschen in der Bundesre- 
gierung und im Bundestag, der 
aufsteht und erklärt, daß das mit 
seinem Ehr- und Schamgefühl 
nicht zu vereinbaren sei? 


UN-BESTELLTELEFON 


0208 - 84 01 32 


Bitte einsenden an UN - Postfach 101706 - D-46017 Oberhausen 
FUR IHRE BESTELLUNG: 
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kein Abonnement mit Verpflichtungen oder Kündigungsfristen ein. Die UN werden 
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ü Ich bitte um eine kostenlose Probesendung verschiedener Ausgaben der UN. 


1,44 € Rückporto-Marken liegen bei. 


üu Ich bitte um Zusendung von 


Ex. der UN-Ausgabe Nr. 


mit / ohne Kostenbeteiligung (siehe oben). 


u Einen Kostenbeitrag in Höhe von € 
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